


Studien zum ausländischen und internationalen Privatrecht 

116 

Herausgegeben vom 

Max-Planck-Institut für ausländisches 
und internationales Privatrecht 

Direktoren: 

Jürgen Basedow, Klaus J. Hopt und Reinhard Zimmermann 

ARTIBUS 





Jörg Dilger 

Die Regelungen zur 
internationalen Zuständigkeit 

in Ehesachen in der Verordnung 
(EG) Nr. 2201/2003 

Vergemeinschaftung, Anwendungsbereich 
und insbesondere die Anknüpfung 

an die Staatsangehörigkeit 

Mohr Siebeck 



Jörg Dilger, geboren 1969 in Waiblingen; Studium der Rechtswissenschaften an den Uni-
versitäten zu Köln und Paris I (Panthéon-Sorbonne); LL.M. und Maîtrise en droit; 
1994-2001 wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für internationales und ausländi-
schen Privatrecht der Universität zu Köln; 2002/03 Promotion; seit 2003 Richter (Land-
gericht Bonn). 

Bruessel-III@gmx.de 

ISBN 3-16-148399-5 
ISSN 0720-1141 (Studien zum ausländischen und internationalen Privatrecht) 

Die Deutsche Bibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Nationalbiblio-
graphie; detaillierte bibliographische Daten sind im Internet über http://dnb.ddb.de 
abrufbar. 

© 2004 Mohr Siebeck Tübingen. 

Das Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschützt. Jede Verwertung 
außerhalb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung des Ver-
lags unzulässig und strafbar. Das gilt insbesondere für Vervielfältigungen, Übersetzun-
gen, Mikroverfilmungen und die Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen 
Systemen. 

Das Buch wurde von Guide Druck in Tübingen auf alterungsbeständiges Werkdruck-
papier gedruckt und von der Buchbinderei Held in Rottenburg gebunden. 

Vanessa.Ibis
Typewritten Text
978-3-16-158386-5 Unveränderte eBook-Ausgabe 2019

Vanessa.Ibis
Typewritten Text

Vanessa.Ibis
Typewritten Text

Vanessa.Ibis
Typewritten Text

Vanessa.Ibis
Typewritten Text

Vanessa.Ibis
Typewritten Text



Meinen Eltern 
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eingeschränkt als kritischer Ansprechpartner zur Verfügung gestanden. 

Herrn Professor Dr. Jürgen F. Baur danke ich für die Übernahme des 
Korreferats und die zügige Erstellung des Zweitgutachtens. 

Darüber hinaus danken möchte ich Herrn Rechtsanwalt Dr. Marc Die-
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§ 1 Einleitung 

I. Allgemeines 

„Rund jede zehnte Ehe, die in der Bundesrepublik geschlossen wird, ist 1 
,international'"1. Auch insgesamt lässt sich eine Entwicklung verfolgen, 
der zufolge die Zahl der Ehen in der Bundesrepublik Deutschland, in de-
nen einer oder gar beide Ehepartner einen ausländischen Pass haben, stetig 
zunimmt2. Diese Entwicklung ist allerdings nicht auf das Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland beschränkt; sie lässt sich auch in den anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union beobachten3. 

Die zunehmende Zahl internationaler Ehen ist nicht zuletzt Ausdruck 
des durch Artt. 61 ff. EGV gewährleisteten freien Personenverkehrs inner-
halb der Europäischen Union und - als Ausdruck derselben - einer zuneh-
menden Mobilität der Bürger innerhalb der Europäischen Union4. 

Allerdings sind „internationale" Ehen ebenso wenig gegen ihr Scheitern 
gefeit wie rein nationale Ehen. So werden alleine in der Bundesrepublik 

Siehe Kegel/Schur ig*, § 20 (vor I, S. 677 f.). 
2 

Lag im Jahre 1991 die Zahl der Ehen, in denen beide Partner eine ausländische 
Staatsangehörigkeit hatten, noch bei 1,0 Millionen, lag sie im Mai 2000 bei weiterhin 
steigender Tendenz bei etwa 1,3 Millionen. Im gleichen Zeitraum stieg die Zahl der 
Ehen, in denen ein Ehepartner die deutsche und der andere eine ausländische Staatsange-
hörigkeit hatte, von 553 000 auf 806 000 an. Pressemitteilungen des Statistischen Bun-
desamtes vom 10.7. und 20.9.2001, abgedruckt in StAZ 2001, 375. Auch der Anteil von 
Ausländern an den in Deutschland geschlossenen Ehen ist von 5,86% (1985) über 9,06% 
(1995) bis auf 9,82% (1998) gestiegen und zuletzt wieder leicht gesunken auf (1999) 
9,48%, vgl. zuletzt Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 2001, 
S. 69. 

3 Siehe den Bericht Gebhardt, Sitzungsdokument A5-0057/1999 (v. 10.11.1999), 
S. 18. Hierbei handelt es sich um den Bericht des Ausschusses für die Freiheiten und 
Rechte der Bürger, Justiz und innere Angelegenheiten, dem die Prüfung des Verord-
nungsvorschlags durch das Parlament übertragen worden war. Vgl. ferner Tarko, Justi-
zielle Zusammenarbeit in Zivilsachen in der Europäischen Union, S. 1, 14; McEleavy, 
Int. Comp. L. Q. 51 (2002), 883, 888 (mit statistischen Angaben in Fn. 28), 889. 

4 
Siehe etwa Martiny, Vereinheitlichung des Familienrechts, S. 177, 183 f. 
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Deutschland jährlich etwa 30.000 Ehen geschieden, an denen zumindest 
ein Ausländer beteiligt ist5. Damit vergrößert sich für die Rechtspflege in-
nerhalb der Europäischen Union in erhöhtem Maße auch das Konfliktpo-
tential. Dies wird gerade dann offensichtlich, wenn solch eine „internatio-
nale" Ehe scheitert. Spätestens dann gehen die Partner dazu über, vor-
nehmlich die jeweils eigenen Interessen - nicht selten zu Lasten des ande-
ren - zu verfolgen. Der Bruch zwischen den Ehepartnern manifestiert sich 
regelmäßig in einer räumlicher Trennung. Haben die Partner in einem Staat 
gelebt, der nicht zugleich Heimatstaat beider Ehegatten ist, wird diesem 
nicht selten einer von ihnen - meistens der nicht erwerbstätige oder aus-
ländische Ehepartner - den Rücken zukehren und in sein Heimatland zu-
rückkehren, um vor dessen Gerichten die Scheidung zu betreiben. Ergreift 
der zurückgebliebene Ehepartner entsprechende Schritte im Staat des bis-
herigen gemeinsamen Aufenthalts, der oft zugleich sein Heimatstaat ist, 
nehmen die Probleme ihren Lauf, wie folgende Beispielsfälle belegen sol-
len. 

Ausgangs/all (angelehnt an BGH FamRZ 1992, 10586): Eine Deutsche mit Wohn-
sitz in Kehl und ein Franzose mit Wohnsitz in Straßburg wollen sich scheiden las-
sen. Am 3.2.1988 reicht die Ehefrau beim AmtsG - FamG - Kehl einen Schei-
dungsantrag ein, der dem Ehemann im Wege der Auslandszustellung am 
21.3.1988 zugestellt wird. Zeitlich überschneidend betreibt der Ehemann in Frank-
reich das Scheidungsverfahren: Bereits am 23.2 1988 hat dieser eine „requête en 
divorce" beim Tribunal de Grande Instance (TGI) von Straßburg eingereicht, die 
der Ehefrau - zusammen mit richterlicher Terminsbestimmung v. 2.3.1988 für den 
Versöhnungsversuch am 3.6.1988 - aufgrund der Ladungsverfugung des Gerichts-
vollziehers vom 13.3.1988 am 28.4.1988 in Kehl zugestellt wird. Unter Zugrunde-
legung der jeweiligen innerstaatlichen Regelungen folgt die Entscheidungszustän-
digkeit des FamG Kehl aus §§ 606a Abs. 1 Nr. 1, 606 Abs. 2 Satz 2 ZPO, die (in-
ternationale) Zuständigkeit französischer Gerichte und damit des TGI Straßburg 
aus Art. 14 c. civ. Da Art. 14 c. civ. eine ausschließliche internationale Zuständig-
keit französischer Gerichte begründet, beachten französische Gerichte eine auslän-
dische Rechtshängigkeit selbst dann nicht, wenn sie der französischen zeitlich vor-
geht . Anders stellt sich dagegen die Situation für deutsche Gerichte dar, da die 

Vgl. Fuchs, ERA-Forum 1/2003, 4; siehe auch das Vorwort in Henrich, Interna-
tionales Scheidungsrecht: ca 20.000 Ehen. 

6 Urt. v. 12.2.1992 (XII ZR 25/91) FamRZ 1992, 1058, 1059 = IPRax 1994, 40 m. 
Anm. Linke 17 = NJW-RR 1992, 642; vgl. die Vorinstanz OLG Karlsruhe, Urt. v. 
21.12.1990 (5 UF 161789) IPRax 1992, 171 und Cour d 'appel Colmar v. 11.6.1990 (II U 
2711/88 M) IPRax 1992, 173 m. Anm. Sonnenberger 154-159, hierzu auch Lübbert, 
ERA-Forum 1/2003, 18, 21 ff. 

So für den dem Ausgangsfall zugrunde liegenden Originalfall die Cour d 'appel 
Colmar v. 11.6.1990 (II U 2711/88 M) IPRax 1992, 173 f.; vgl. auch Cour d 'appel Paris 
v. 25.10.2001 (DameS . , epse G.) J.D.I. 129 (2002), 1065, 1067 m. krit. Anm. Cuniberti 
1068. 
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deutsche Staatsangehörigkeit keine ausschließliche deutsche Entscheidungszustän-
digkeit begründet (§ 606a Abs. 1 Satz 2 ZPO). Anerkannt ist vielmehr, dass die 
deutschen Gerichte eine frühere ausländische Rechtshängigkeit grundsätzlich be-
achten müssen. Allerdings kommt einem im Ausland rechtshängigen Verfahren 
nur dann Bedeutung zu, wenn es bei Identität der Parteien denselben Streitgegen-
stand betrifft und zu einem früheren Zeitpunkt rechtshängig geworden ist als das 
Verfahren in Deutschland; hieran schließt sich gegebenenfalls eine Anerkennungs-g 
prognose an . Im Beispielsfall ist von Bedeutung, ob zum Zeitpunkt der am 
21.3.1988 eingetretenen deutschen Rechtshängigkeit (vgl. § § 2 6 1 Abs. 1, 253 

9 
Abs. 1 ZPO) in Frankreich bereits ein identisches Verfahren rechtshängig war . 
Das ist (nur) dann der Fall, wenn bereits mit der am 23.2.1988 beim TGI Straß-
burg eingereichten „requête" eine Verfahren eingeleitet wurde, das die Scheidung 
zum Gegenstand hatte und vor dem 21.3.1988 (nach französischem Recht als lex 
foril0) rechtshängig geworden ist. Dabei ist festzuhalten, dass der Identität des 
Streitgegenstandes nicht schon entgegen steht, dass Art. 251 c. civ. zwingend ei-
nen Aussöhnungsversuch (tentative de conciliation) vorsieht; bei diesem handelt 
es sich vielmehr um die erste (obligatorische) Phase des eigentlichen Scheidungs-
ver fahrens" . Und da nach französischem Recht das Scheidungsverfahren im vor-

12 

liegenden Fall bereits vor dem 21.3.1988 rechtshängig geworden ist , muss das 
deutsche Gericht die bei ihm erhobene Klage als unzulässig abweisen. 

Fallvariante: Der französische Ehemann reicht die requête en divorce erst am 
15.6.1988 beim TGI Straßburg ein. Hier steht aus Sicht der deutschen Gerichte 
keine ausländische Rechtshängigkeit entgegen. Gleichwohl haben wegen des in 
Art. 14 c. civ. enthaltenen Jurisdiktionsprivilegs für französische Staatsangehörige 
weder die (frühere) deutsche Rechtshängigkeit noch ein deutsches Scheidungsur-
teil Aussicht auf Anerkennung in Frankreich13 , es sei denn, der französische 

Siehe zu dem Originalfall ausfuhrlich Sonnenberger, IPRax 1992, 154, 155 ff. 
sowie Lübbert, ERA-Forum 1/2003, 18, 21 ff. Allgemein: Gruber, FamRZ 1999, 
1563 ff.; Geimer, Internationales Zivilprozeßrecht4, Rdnr. 2685 ff.; Schack, Internationa-
les Zivilverfahrensrecht3 , Rdnr. 747 ff.; vgl. im Übrigen unten Rdnr. 345 mit Fn. 513. 

9 
Zum Beginn der Rechtshängigkeit im französischen Recht vgl. Safferling, 

S. 50 ff. 
Siehe die Nachweise bei Schack Internationales Zivilverfahrensrecht4 , Rdnr. 756 

(S. 328 in Fn. 4). 
Vgl. im Einzelnen Sonnenberger, IPRax 1992, 154, 155 f. sowie Cour d 'appel de 

Metz v. 19.1.1999 (S./H.) J.D.I 130 (2003) 115, 119 m. Anm. Bigot 123; ferner (zu 
Art. 11 EheGVVO) Gruber, FamRZ 2000, 1129, 1132; Gaudemet-Tallon, J.D.I. 128 
(2001), 381, 402 (Rdnr. 51 mit Fn. 37); ferner unten Rdnr. 337 mit Fn. 482. A.A. im Ori-
ginalfall das OLG Karlsruhe, Urt. v. 21.12.1990 (5 UF 161789) IPRax 1992, 171, 172. 

Zu den Einzelheiten des französischen Rechts ausführlich Sonnenberger, IPRax 
1992, 154, 155 f. 

13 Vgl. Cour d 'appel Paris v. 25.10.2001 (Dame S., épseG.) J.D.I. 129 (2002), 
1065, 1067 m. krit. Anm. Cuniberti 1068; Loussouarn/Bourel1, Rdnr. 503 (S. 625); May-
er/Heuzé1, Rdnr. 437, 368. 
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Staatsangehörige verzichtet auf das ihm dort zuteil werdende Jurisdiktionsprivi-
i 14 
leg . 

So unspektakulär der Ausgangsfall - vorbehaltlich einer zutreffenden Be-
urteilung des ausländischen Rechts durch das deutsche Gericht15 - anmu-
ten mag, so verheerend ist die Bilanz in der Fallvariante: Regelmäßige po-
sitive Kompetenzkonflikte, die (über mehrere Instanzen hinweg) kosten-
trächtige und nervraubende Parallelverfahren in verschiedenen Ländern 
mit einander widersprechenden Gerichtsentscheidungen bedingen, denen 
im jeweils anderen Staat die Anerkennung versagt bleibt. Solche Missstän-
de führen zu „hinkenden" familienrechtlichen Statusverhältnissen'6, wel-
che die Wiederheirat eines der anderen Partner mit einem Dritten erschwe-
ren und auch sonst zu unklaren Folgen führen können17. 

Mit dem Ziel, hier Abhilfe zu schaffen, ist am 1. März 2001 die Verord-
nung (EG) Nr. 1347/2000 des Rates über die Zuständigkeit und die Aner-
kennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Ver-
fahren betreffend die elterliche Verantwortung für die gemeinsamen Kin-
der der Ehegatten18 (EheGVVO) mit unmittelbarer Wirkung für die Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union mit Ausnahme Dänemarks19 in Kraft 
getreten. 

An deren Stelle wird mit Wirkung vom 1. März 2005 die umfassendere 
Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 über 
die Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verant-

Zum fakultativen Charakter der Artt. 14, 15 c. civ.: Cass. civ. v. 28.1.2003 (M 
Levy c. Mme Guedj) Bull. 2003, I, n° 23 (S. 17) = D. 2003, IR 531 (zu Art. 15 c. civ.); 
Cass. civ. v. 9.12.2003 (L. c. P.) J.C.P. 2004 IV 1258; Cour d 'appel de Metz v. 19.1.1999 
(S. /H . ) J.D.I 130 (2003) 115, 120 m. Anm. Bigot 123; Loussouarn/Bourel1, Rdnr. 465 f.; 
Mayer/Heuze1, Rdnr. 296 ff. 

Im Originalfall verneinte das OLG Karlsruhe (oben Fn. 11) - in der Sache unzu-
treffend - die Identität des Streitgegenstandes. 

Sog. „hinkende" Ehen bzw. Scheidungen, vgl. auch Pirrung in FS Rijn van Al-
kemade, S. 189, 191; ders., ZEuP 1999, 834, 842; Schach, RabelsZ 65 (2001), 615, 616; 
ders., Eur. I. L. R. 4 (2002), 37, 38. 

Vgl. Dornblüth, S. 4 ff.; Martiny, Vereinheitlichung des Familienrechts, S. 177, 
178 f.; Pirrung, ZEuP 1999, 834, 842. 

1 8 
ABl. EG 2000 Nr. L 160, S. 19-29 (v. 30.6.2000). Deutsche Fassungen des Ver-

ordnungstextes sind ferner abgedruckt in FamRZ 2000, 1140 ff. sowie bei Jayme/Haus-
mannu, Nr. 161 (S. 413 ff.). 

19 Siehe Art. 1 Abs. 3 EheGVVO sowie Erwägungsgrund Nr. 25 der EheGVVO; 
vgl. ferner hierzu Art. 69 EGV und das Protokoll (Nr. 5) Dänemarks zum Amsterdamer 
Vertrag v. 2.10.1997 (ABl. EG 1997 Nr. C 340, S. 1 ff., 101 [v. 10.11.1997] = BGBl. 
1998 II, S. 387, 432). 
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wortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/200020 (Ehe-
eVGVVO) treten (vgl. dazu unten Rdnr. 30). Deren Artikelnummerierung 
liegt dieser Arbeit weitgehend zugrunde, weil sie für die hier behandelten 
Eheverfahren gegenüber der EheGVVO keine inhaltlichen Änderungen 
bringt. 

II. Gang der Darstellung 

Die vorliegende Untersuchung befasst sich schwerpunktmäßig mit den 4 
Vorschriften der EheeVGVVO zur internationalen Entscheidungszustän-
digkeit und versteht sich hierbei zunächst als ausführliche Bestandsaufnah-
me, in deren Rahmen die äußerst reichhaltigen Stellungnahmen aus der in-
und ausländischen Lehre sowie die ersten veröffentlichten Gerichtsent-
scheidungen Berücksichtigung finden. Darüber hinaus will sie auf beste-
hende Regelungslücken bzw. sich bereits abzeichnende Problemfelder hin-
weisen und - soweit möglich - eigene Lösungsvorschläge unterbreiten. 

Dem Umstand Rechnung tragend, dass es sich bei der derzeit geltenden 
EheGVVO um eine der drei ersten auf Artt. 61, 65 EGV gestützten EG-
Verordnungen überhaupt handelt21, wird zunächst - unter besonderer Be-
rücksichtigung des Vergemeinschaftungsprozesses (vgl. unten ab Rdnr. 26) 
- die Vorgeschichte und Entstehung der EheGVVO/EheeVGVVO genau 
beleuchtet (vgl. § 2 [ab Rdnr. 5]). Von großem Interesse ist hier die Frage 
nach der Tragfähigkeit der Artt. 61 lit. c) und 65 lit. a), 3. Spiegelstr. EGV 
als Rechtsgrundlage der EheGVVO/EheeVGVVO (vgl. unten ab Rdnr. 53), 
auch wenn diese Frage nach dem vom Europäischen Konvent mittlerweile 
ausgearbeiteten „Entwurf eines Vertrags über eine Verfassung für Europa" 
(im Folgenden Europäischer Verfassungsentwurf [EuVerf-E])22 an Brisanz 
verlieren dürfte. 

In den beiden sich anschließenden Teilen erfolgt eine Darstellung des An-
wendungsbereichs der EheeVGVVO (§ 3 [ab Rdnr. 93]) sowie ihrer Rege-
lungen zur Entscheidungszuständigkeit (§ 4 [ab Rdnr. 180]). Inhaltlich bil-

70 
ABl. EG 2003 Nr. L 338, S. 1 -29 (v. 23.12.2003). 

2 1 Neben der EheGVVO sind dies die Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates 
vom 29.5.2000 über Insolvenzverfahren, ABl. EG Nr. L 160, S. 1 ff. (v. 30.6.2000 [Eu-
InsVO]) sowie die Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates vom 29.5.2000 über die 
Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- und Handelssa-
chen in den Mitgliedstaaten, ABl. EG Nr. L 160, S. 37 ff. (v. 30.6.2000 [EuZVO]). 

2 2 Abgedruckt in EuGRZ 2003, 357 ff., 389 ff.; dazu Meyer/Hölscheidt, EuZW 
2003, 613 ff. 
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den die Vorschriften über die eigentlichen Eheverfahren i.S.d. Art. 1 
Abs. 1 lit. a) EheeVGVVO den Hauptschwerpunkt dieser Arbeit. 

Die nicht minder bedeutsamen Sorgerechtsverfahren i.S.d. Art. 1 Abs. 1 
lit. b) EheGVVO/EheeVGVVO sind aus dem im Vorwort bereits genann-
ten Grund von der Darstellung im Rahmen der vorliegenden Arbeit ausge-
nommen worden. Diesbezüglichen Regelungen der derzeit geltenden Ehe-
GVVO ist - anders als den Vorschriften zum Eheverfahren - eine ver-
gleichsweise kurze Existenz beschieden, da sie in der ab dem 1. März 2005 
geltenden EheeVGVVO23 auf ein neues Fundament gestellt werden. 

Der Darstellung des Anwendungsbereiches sowie der zuständigkeits-
und verfahrensrechtlichen Vorschriften liegt durchweg das Bestreben zu-
grunde, die EheeVGVVO möglichst auch aus einem rechtsvergleichenden 
Blickwinkel zu betrachten; aus diesem Grund finden sich zahlreiche Hin-
weise auf Vorschriften des autonomen nationalen Rechts der Mitgliedstaa-
ten sowie auf einschlägige Rechtsprechung der mitgliedstaatlichen Gerich-
te. Ferner wird besonderer Wert auf die Berücksichtigung der Vorschriften 
des EuGVÜ (bzw. der EuGVVO) gelegt, die bei der Ausarbeitung der Ehe-
GVVO/EheeVGVVO nicht selten Pate gestanden haben24. 

Der abschließende Teil (vgl. § 5 [ab Rdnr. 362]) ist der Staatsangehörig-
keitsanknüpfung gewidmet, deren Berücksichtigung in der EheGVVO/-
EheeVGVVO erhebliche Bedenken insbesondere im Hinblick auf das in 
Art. 12 EGV niedergelegten Diskriminierungsverbot ausgelöst hat. 

Vgl. dazu unten Rdnr. 30. 
24 

Zur Bedeutung des EuGVU für die Auslegung der EheeVGVVO, siehe unten 
Rdnr. 42 f. 
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Um den Regelungsinhalt der EheGVVO/EheeVGVVO sowie deren künfti- 5 
ge Bedeutung für die internationale Rechtspflege besser erfassen und ins-
besondere die Frage nach dem Handlungsbedarf klären zu können, werden 
zunächst ihre Entstehungsgeschichte (unter I.) und der europarechtliche 
Rahmen (unter II. [ab Rdnr. 31]) näher dargestellt. 

I. Entstehungsgeschichte 

Bereits vor dem In-Kraft-Treten der zur Zeit geltenden EheGVVO gab es 
in dem Bereich des internationalen Familienrechts Rechtsinstrumente auf 
internationaler Ebene. Das legt es nahe, vor der eigentlichen Entstehungs-
geschichte der EheGVVO/EheeVGVVO (dazu sub 2 [ab Rdnr. 17]) die 
Ausgangslage zu erörtern, insbesondere, ob in sachlicher Hinsicht über-
haupt Handlungsbedarf für die mit der EheGVVO/EheeVGVVO einge-
schlagenen Richtung bestand (dazu unter 1 [Rdnr. 6 ff.]). 

1. Die Ausgangslage und Vorgeschichte 

Die EheGVVO/EheeVGVVO befasst sich, wie bereits die offizielle volle 
Bezeichnung verdeutlicht, mit zwei Sachbereichen. Es sind dies Ehever-
fahren sowie - derzeit noch als bloßes Annex - verfahrensrechtliche As-
pekte im Zusammenhang mit der elterlichen Verantwortung. Diese Sachbe-
reiche sind, zumindest in Ausschnitten, bereits Gegenstand mehrerer multi-
lateraler Übereinkommen (Rdnr. 6 ff.) und bilateraler Übereinkommen 
(unter b [ab Rdnr. 15]). 

a) Multilaterale Abkommen 

Die auf den Gebieten des Eherechts und der elterlichen Verantwortung be- 6 
stehenden multilateralen Übereinkommen, von denen nachstehend nur die 
bedeutsamsten angesprochen werden sollen1, sind - was die Regelung ver-

glicht eingegangen wird auf das Luxemburger CIEC-Übereinkommen Uber die 
Anerkennung von Entscheidungen in Ehesachen vom 8. September 1967, das von der 
Bundesrepublik Deutschland zwar gezeichnet, nicht aber ratifiziert worden ist. Das Über-
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fahrensrechtlicher Fragen angeht - allerdings entweder lückenhaft oder 
(für die Bundesrepublik Deutschland) bislang nicht in Kraft getreten. 

aa) Das Europäische Gerichtsstands- und Vollstreckungsübereinkommen 
(EuGVÜ) 

7 Das bislang erfolgreichste Übereinkommen auf dem Gebiet des vereinheit-
lichten internationalen Zivilverfahrensrechts ist das Brüsseler EWG-Über-
einkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung ge-
richtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 27. Septem-
ber 19682 (EuGVÜ), das seit dem 1. März 2002 im Verhältnis der Mit-
gliedstaaten mit Ausnahme des Königreichs Dänemark durch die Verord-
nung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22.12.2000 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidun-
gen in Zivil- und Handelssachen3 (EuGVVO) abgelöst worden ist. 

EuGVÜ und EuGVVO vereinheitlichen gleichermaßen die Regelungen 
über die Anerkennung ausländischer Entscheidungen und über die interna-
tionale Entscheidungszuständigkeit (compétence directe), greifen also be-
reits im Stadium des Erkenntnisverfahrens - nicht erst im nachgelagerten 
Stadium der Anerkennung - ein4. 

8 Allerdings sind gemäß Art. 1 Abs. 2 Nr. 1 EuGVÜ/EuGVVO Personen-
standssachen von dem sachlichen Anwendungsbereich ausgenommen, so-
fern diese den Gegenstand des Rechtsstreits darstellen5; dazu gehören 
sämtliche Statussachen6, zuvörderst solche Verfahren, die den Bestand der 
Ehe betreffen7. 

einkommen gilt bislang nur für 3 Staaten, vgl. die Nachweise bei Jayme/Hausmann*1, 
Nr. 182 (S. 472 in Fn. 2). 

2 
BGBl. 1972 II, S. 774 in der Fassung des 4. Beitrittsübereinkommens vom 

29.11.1996 (BGBl. 1998 II, S. 1411). Es gilt in dieser Fassung seit dem 1.1.1999 im Ver-
hältnis zu Dänemark (BGBl. 1999 II, S. 419) und wird in diesem Verhältnis trotz des In-
Kraft-Tretens der EuGVVO am 1. März 2002 weiterhin in Kraft bleiben, vgl. die Erwä-
gungsgründe Nr. 21 f. sowie Art. 1 Abs. 3 EuGVVO. 

3 ABl. EG 2001 Nr. L 12, S. 1 (v. 16.1.2001); Abdruck des deutschen Textes auch 
bei Jayme/Hausmann", Nr. 160 (S. 364 ff.). 

4 , 
Sogenannte convention double bzw. règlement double. 

5 Vgl. den erläuternden Bericht zur Ursprungsfassung des EuGVÜ von 1968 (Je-
nard-Bericht), ABl. EG 1979 Nr. C 59, 1 ff., 10 (v. 5.3.1979). 

Geimer/Schütze, Europäisches Zivilverfahrensrecht, Art. 1 Rdnr. 59. 
7 BGH, Urt. v. 12.2.1992 (XII ZR 25/91) FamRZ 1992, 1058, 1059 = IPRax 1994, 

40 m. Anm. Linke 17 = NJW-RR 1992, 642; Basedow in Hdb. IZVR Band I Kap. II Rd-
nr. 99; Schlosser, EUZ2 /EuGVVO, Art. 1 Rdnr. 15; Thomas/Putzo25(-//ä/?Zege) EuGVVO 
Art. 1 Rdnr. 4. 
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Diese Ausklammerung personenstandsrechtlicher Fragen beruht nachweis-
lich8 im Wesentlichen auf den Unterschieden, die zur Zeit der Ausarbei-
tung des EuGVÜ namentlich auf den Gebieten des internationalen Privat-
rechts und der Ehescheidung zwischen den Rechtsordnungen der damals 
nur sechs9 Mitgliedstaaten bestanden. 

Insbesondere die Divergenzen auf dem Gebiet des internationalen Pri-
vatrechts hätten einen (für fortschrittlich und daher unbedingt erhaltens-
wert befundenen) Verzicht auf eine gerichtliche Nachprüfung der richtigen 
Anwendung des internationalen Privatrechts im Rahmen des Exequaturver-
fahrens erheblich erschwert, wenn nicht gar vereitelt. Für den Fall der Bei-
behaltung eines solchen Verzichts bei gleichzeitiger Einbeziehung perso-
nenstandsrechtlicher Fragen befürchtete man wiederum eine Ausdehnung 
des ordre public-Begriffs durch die Gerichte des Anerkennungsstaates, um 
so ausländische Entscheidungen auszuschalten. Hierbei dachte man insbe-
sondere an die Ehescheidung, die wegen der Unterschiede zwischen den 
einzelnen mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen als besonders heikel ange-
sehen wurde10. 

Diese Bedenken veranlassten die Verfasser des EuGVÜ letztlich dazu, des-
sen Anwendungsbereich auf vermögensrechtliche Streitigkeiten zu be-
schränken und somit in einem ersten Schritt Fragen des Personenstandes 
von der europäischen Integration auszunehmen. 

bb) Haager Übereinkommen über die Anerkennung von Ehescheidungen 
und Ehetrennungen vom 1. Juni 1970 

Der immerhin auszugsweisen Regelung des internationalen Eheverfahrens 9 
nimmt sich dagegen das Haager Übereinkommen über die Anerkennung 
von Ehescheidungen und Ehetrennungen vom 1. Juni 197011 an, das aller-

Vgl. Jenard-Bericht, ABl. EG 1979 Nr. C 59, 1, 10 (v. 5.3.1979). 
9 

Vgl. hierzu auch den Bericht Borrâs Nr. 4 (S. 29). 
10 Der Jenard-Bericht bezeichnet sie als „Hauptproblem" im Bereich des Personen-

standes, vgl. ABl. EG 1979 Nr. C 59, 1, 10 (v. 5.3.1979). 
Abdruck einer deutschen Übersetzung der Artt. 1 -24 bei Jayme/Hausmann1', 

Nr. 183 (S. 475 ff.), dort (in Fn. 1) auch Übersicht der Staaten, für die dieses Überein-
kommen bereits in Kraft getreten ist. 

Text in: Actes et Documents de la Onzième Session de la Conférence de La 
Haye de droit international privé II (1972), S. 201-209. Die gleichberechtigt authenti-
schen (französische bzw. englische) Fassungen sind auch abgedruckt in RabelsZ 33 
(1969), 330-343 sowie in dem von der Haager Konferenz herausgegebenen Recueil des 
conventions/Collection of conventions (1951-1996) unter XVIII. (S. 128 ff.) abgedruckt; 
ferner in Int. Comp. L. Q. 18 (1969), 657-664 (nur englische Fassung), J.D.I. 96 (1969), 
873-878 (nur französische Fassung). 
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dings bislang keine große Abhilfe hat schaffen können. Für die Bundesre-
publik Deutschland folgt dies rein formal betrachtet bereits daraus, dass sie 
das Übereinkommen bislang weder gezeichnet noch ratifiziert hat12. 

Dies mag zum einen darin begründet sein, dass das Übereinkommen 
vereinheitlichte Regelungen ausschließlich für die Anerkennung vorsieht, 
nicht aber zur internationalen Entscheidungszuständigkeit13. 

Ohne einheitliche Regelungen über die internationale Entscheidungszu-
ständigkeit sind liberale Anerkennungs- und Vollstreckungsregelungen, 
wie sie nunmehr sowohl die EheGVVO (Art. 13 ff.) bzw. die EheeVGV-
VO (Artt. 21 ff.) als auch die EuGVVO14 (Art. 32 ff.) enthalten, nahezu 
undenkbar. Solchermaßen liberale Anerkennungs- und Vollstreckungsrege-
lungen sind Ausdruck des gegenseitigen Vertrauens der Mitgliedstaaten in 
die Rechtspflege der anderen Mitgliedstaaten, das sich nicht zuletzt auf ei-
nen Bestand vereinheitlichter Zuständigkeitsregelungen gründet, über die 
Konsens erzielt werden konnte. 

Zum Stand der Ratifikationen am 1.3.2000, vgl. Rev. crit. dr. i. p. 89 (2000), 
111, 123. Siehe auch bei von Bar, RabelsZ 57 (1993), 63, 80. 

12 Vgl. etwa Staudinger n (-Spellenberg), § 328 ZPO Rdnr. 9; ferner Lagarde, Riv. 
dir. int. priv. proc. 29 (1993), 1083, 1084; Unverständnis ob der deutschen (und der fran-
zösischen) Haltung bei Hall, J.P. 1997, 931. 

Als Makel des Übereinkommens wird vor allem der Umstand gewertet, dass es 
gerade für die Bundesrepublik Deutschland und für Frankreich nicht in Kraft getreten ist, 
vgl. Beaumont/Moir, Eur. L. Rev. 20 (1995), 268, 273; Pirrung, ZEuP 1999, 834, 841 f. 
Entsprechendes gilt im Übrigen für das Luxemburger CIEC-Übereinkommen über die 
Anerkennung von Entscheidungen in Ehesachen vom 8. September 1967 (oben in Fn. 1). 
Auch diesem ist kein Erfolg beschieden worden. Anders als das Haager Übereinkommen 
vom 1. Juni 1970 ist es zwar von der Bundesrepublik Deutschland gezeichnet, jedoch 
nicht ratifiziert worden. Es ist bis heute für lediglich 3 Vertragsstaaten - davon 2 Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union - in Kraft getreten. 

13 Kritisch hierzu Lagarde, Riv. dir. int. priv. proc. 29 (1993), 1083, 1084 (Rd-
nr. 1); Pirrung in FS Rijn van Alkemade, S. 189, 191, 194, dort (S. 196 f.) das Erforder-
nis einer vereinheitlichten zwingenden Rechtshängigkeitsregelung betonend; Sturlese, 
J.C.P. 1998 I 145 (S. 1145, 1146 [Rdnr. 21]); de Vareilles-Sommieres, Gaz. Pal. 1999, 
doctr., 2018, 2020 (Rdnr. 20); Bruneau, J.C.P. 2000 I 266 (S. 1955, 1956 [Rdnr. 4 mit 
Fn. 6]); Wagner, IPRax 2001, 73, 74. Vgl. Shannon/Kennedy, I.F.L. 2000, 111, 112. 

14 
Vgl. oben bei Fn. 3; näher zu deren Regelungen über die Anerkennung und Voll-

streckung Beraudo, J.D.l. 128 (2001), 1033, 1069 ff.; Droz/Gaudemet-Tallon, Rev. crit. 
dr. i. p. 90 (2001), 601, 643 ff.; Finger, MDR 2001, 1394, 1398; Nuyts, J. Trib. 120 
(2001), 913, 919 ff.; Junker, R1W 2002, 569, 575 ff.; Micklitz/Rott, EuZW 2002, 15 ff.; 
Stoppenbrink, Eur. L. Rev. 27 (2002), 641, 657 ff. 
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(Zahlen = Randnummern) 

Abweisende Entscheidungen s. Ent-
scheidungen 

actor sequitur forum rei 204, 231 ff., 
241 

Anerkennung 7, 9, 59, 61, 148 f., 152, 
327, 336, 347, 368, 370, 508 

- Anwendungsbereich (persönlicher, 
zeitlicher) s. dort 

- Außenkompetenz 80 ff. 
- EheGVVO/EheeVGVVO s. dort 
- einstweilige Maßnahmen s. dort 
- Entscheidungen, abweisende s. dort 
- Haager Übereinkommen s. dort 
Anerkennungsprognose 2, 246, 508 
- autonomes deutsches Recht s. dort 
- Rechtshängigkeit s. dort 
Antrittszuständigkeit 378 
- autonomes deutsches Recht s. dort 
- Flüchtlinge s. dort 
- Staatenlose s. dort 
Anwendungsbereich, persönli-

cher 158 ff., 268 
- Anerkennung und Vollstre-

ckung 164 
- Entscheidungszuständigkeit 159 ff. 
- Rechtshängigkeit 163 
Anwendungsbereich, räumli-

cher 157,268 
Anwendungsbereich, sachli-

cher 93 ff. 
- Ehesachen s. dort 
- elterliche Verantwortung s. dort 
Anwendungsbereich, zeitli-

cher 165 ff. 
- Anerkennung 165, 174 ff. 
Aufenthalt 
- gewöhnlicher s. dort 
- schlichter 192 ,194 ,201 ,233,246 

- und Staatsangehörigkeit 201,247, 
364, 365, 367 

- Wartefrist 196 ,281 ,405 ,437 ,504 
- Wohnsitz s. dort 
Aufhebung der Ehe s. Ehesachen, 

Haager Übereinkommen 
Auslegung 37 ff. 
- EheGVVO/EheeVGVVO 

- Erwägungsgründe 43, 45 
- EuGVÜ 43 

- Europäischer Gerichtshof 37 
- lege causae 40,107 
- lege fori 40,107 
- rechtsvergleichende 44 
- verordnungsautonome 40 ff., 100 

- Doppelqualifikation 40 
-e f fe t utile 45 
- grammatikalische 42 
- historische 43 
- systematische 42 
- teleologische 45 

- Vorabentscheidungsverfah-
ren s. dort 

Ausschließliche Zuständig-
keit s. internationale Zuständigkeit 

Außenkompetenz s. auch Gemein-
schaftskompetenz 

- Anerkennung 80 ff., 92 
- ausschließliche 77, 89, 92 
- geteilte 91,92 
- konkurrierende 77 
- Restzuständigkeiten 79,92 
- Vollstreckung 80 ff., 92 
- Zuständigkeit s. dort 
autonomes deutsches Recht 368, 

370 ff., 374 ff. 
- Anerkennungsprognose 2, 345, 

353, 500 
- Antrittszuständigkeit 251,372,376 
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- Flüchtlinge s. dort 
- Mehrstaater 476 
- Restzuständigkeiten s. dort 
- Staatenlose s. dort 
- und Staatsangehörigkeit 368,371, 

376 

Bigamie 16, 59 
Bilaterale Abkommen 15 
Binnenmarkt(bezug) s. Gemein-

schaftskompetenz 

compétence directe s. Entscheidungs-
zuständigkeit 

Convention double 20 

Dänemark 27, 46 ff., 407, 511 
- s. auch Diskriminierungsverbot 
Dienstleistungsfreiheit 411 ff., 527 
Diskriminierungsverbot 404 ff., 

405 ff., 420 ff. 
- absolutes 433 
- und Anwendungsbereich EG-Ver-

trag 415 ff. 
- Dänemark 462 f., 530 
- Demokratieargument 454 
- Dienstleistungsfreiheit 411 ff. 
- und domicile 421, 460 f., 464, 528 
- forum actoris 2 4 7 , 4 0 5 , 4 0 8 , 4 3 1 , 

435 ff., 458, 464, 528 
- Heimatzuständigkeit 251 ,406 ,409 , 

423 ff., 440 ff., 456 f., 458, 464, 529 
- Inländergleichbehandlung 288 
- internationales Privatrecht 445 ff. 
- kulturelle Identität s. dort 
- offene Diskriminierung 420, 422 ff. 
- Rechtfertigung 433 ff. 
- relatives 434 
- Staatsangehörigkeit s. dort 
- versteckte Diskriminierung 421, 

460 f. 
domicile 160, 183, 184, 248, 252 ff., 

273, 275, 286, 518 f. 
- of choice 255 f. 
- of dependency 255 
- und Diskriminierungsverbot s. dort 
- Mehrstaater s. dort 
- of origin 255 f. 

- revival of the domicile of 
origin 255 

- Staatenlose s. dort 
- und Staatsangehörigkeit 255 
- und Wohnsitz 254 f. 
Doppelstaater s. Mehrstaater; Staats-

angehörigkeit 

Ehe 98 ff., 513 
- gleichgeschlechtliche s. gleichge-

schlechtliche Ehe 
- Lebensgemeinschaft 

- registrierte s. dort 
- nichtregistrierte s. dort 

- polygame 44, 101, 113, 114 ff. 
- s. auch polygame Ehe 

EheeVGVVO 30 
- Anerkennung 59, 180 

- abweisende Entscheidungen 148, 
152 

- Auslegung s. dort 
- elterliche Verantwortung 30 
- Entscheidungszuständigkeit 96, 

181 ff. 
-internationale 181 
-ört l iche 181 f., 259, 264 

- Rechtshängigkeit s. dort 
- Vergemeinschaftung s. dort 
- Vollstreckung 59, 180 
EheGVÜ 21 ff. 
EheGVVO 26 ff. 
- Auslegung s. dort 
- s. auch EheeVGVVO 
- Entscheidungszuständigkeit 59 ,61 
- gemeinsame Kinder 30 
- Sorgerechts verfahren 30 
- Vergemeinschaftung s. dort 
Ehesachen 130 ff. 
- Aufhebung der Ehe 9 4 , 1 3 0 , 1 4 8 , 

155 
- s. auch Haager Übereinkommen 

- Ehe s. dort 
- Ehescheidung 93, 98, 130 
- Feststellungsklagen 130, 131 ff. 

-negat ive 1 3 0 , 1 3 3 , 1 3 7 , 1 4 1 , 1 4 2 , 
150 ff., 155 
-posi t ive 1 3 0 , 1 3 3 , 1 3 7 , 1 4 0 , 1 4 2 , 
143 ff., 155 

- Folgeentscheidungen s. dort 
- Herstellungsklage 130,514 

-negat ive 136 
-posi t ive 156 
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- Pr ivatscheidungen 97 
- Trennung ohne Auf lösung des Ehe-

bandes 93 
- Umsetzungsverfahren 129, 513 
- Ungül t igerklärung 93, 98 
- Unterhalt s. Folgeentscheidungen 
Ehescheidung s. Ehesachen 
Ehescheidungsfreihei t 3 8 4 , 4 0 1 
- und Gemeinschaf ts recht 393 ff. 
Eheschl ießungsfreihei t 
- Wiederer langung 393 f., 396 
Eilmaßnahmen s. einstweilige Maß-

nahmen 
Einlassung 2 1 0 , 2 3 7 , 2 3 8 
einstweil ige Maßnahmen 289 ff. 
- Anerkennung 307, 31 1, 313 f., 315, 

316, 522 
- Außer-Kraf t -Tre ten 316 
- Begrif f 295 ff., 311 ff. 
- Dringlichkeit 293 
- Gebietsbezug 294 
- Gegenstand 295 ff., 298 ff. 
- Rechtshängigkei t s. dort 
- terri toriale Reichweite 309 ff. 

- Ehe (eV)GVVO 313 ff. 
- E u G V Ü / E u G V V O 310 ff. 

- Unterhalt 299 
- Zuständigkei tssystem 290 ff. 
elterliche Verantwortung 30, 93 
- s. auch Rechtshängigkei t 
Entscheidungen 
- abweisende 148, 152 
- Begr i f f 314 
Entscheidungszuständigkeit 7, 9, 16, 

61, 508 
- s. auch Anwendungsbere ich , persön-

licher; E h e G V V O / E h e e V G V V O ; 
Haager Übere inkommen; internatio-
nale Zuständigkei t 

Entstehung der E h e G V V O / E h e e V G V -
V O 17 ff . 

Erkenntnisverfahren 7, 180 
Erwägungsgründe s. Auslegung 
EuGVÜ 7 f. 
- Anerkennung 7 
- Entscheidungszuständigkei t 7 
- internationales Privatrecht 8 
- Personenstandssachen 8 
- Unterhalt s. dort 
- Wohnsi tz s. dort 

E u G V V O 7 
- s. auch E u G V Ü 
Europäischer Verfassungsentwurf 4, 

33, 52, 56, 57, 62, 89, 388, 391, 392, 
419, 509, 511, 536 

Europäisches Sorgerechtsüberein-
kommen vom 20. Mai 1980 13 

Exorbitante Zuständigkeit s. Zustän-
digkeit 

favor defensoris 2 3 1 , 3 2 1 
Feststel lungsklagen 131 ff., 514 
- s. auch bei Ehesachen 
- s. auch bei Haager Übere inkommen 
- Rechtshängigkei t s. dort 
Flüchtl inge 497 ff . 
- Antri t tszuständigkeit 500 
- und autonomes internationales Zivil-

verfahrensrecht 499 f. 
- Ehe (eV)GVVO 501 ff., 533 
- und internationales Privatrecht 498 
Folgeentscheidungen 95, 134, 512 
- Ehegüterrecht 95 
- Rechtshängigkei t s. dort 
- Scheidungsverschulden 95 
- Unterhalt 9 5 , 2 6 6 
forum actoris 224, 227, 240 ff., 247, 

250, 280, 405, 431, 435 ff. 
- Diskr iminierungsverbot s. dort 
- Mehrstaater s. dort 
forum non conveniens 324 ff., 327, 

486, 523 
forum patriae s. Heimatzuständigkei t 
forum Shopping 1 8 3 , 2 0 2 , 3 2 5 , 3 2 6 , 

427, 428, 524, 536 

GEDIP 18 
Gegenantrag 264 ff. 
- und abhängige Verfahren s. Rechts-

hängigkeit 
- örtl iche Zuständigkei t 264 
Gemeinschaf tskompetenz 53 ff . 
- Außenkompetenz 76 f., 510 
- Binnenmarkt (bezug) 56 ff., 509, 

535 
- Drit tstaaten 62, 78 ff. 
- E h e ( e V ) G V V O 

- Außenkompetenz 78 ff. 
- Binnenmarktbezug 56 ff., 509 
- Personenverkehr , f reier 55, 509 
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- sachliche Reichweite 61 f., 509 
- Kollisionsrecht 61 
- Subsidiaritätsgrundsatz 65 ff., 509 
- Verhältnismäßigkeitsgrund-

satz 69 ff., 509 
Gerichtsstand s. Zuständigkeit 
Gerichtsstand, allgemeiner 220 
Gerichtsstandsvereinbarung s. Zu-

ständigkeitsvereinbarung 
gewöhnlicher Aufenthalt 183,184 ff., 

515 
- des Antragsgegners 231 ff., 241, 

278 
- des Antragstellers 240 ff. 
- s. auch Aufenthalt 
- autonome Definition 185 ff., 515 
- doppelter 496, 532 
- Empfehlung des Europarates 190, 

197 
- gegenwärtiger der Ehegatten 222 ff. 
- bei gemeinsamer Antragstel-

lung 234 ff., 516 
- internationales Privatrecht 193 ff., 

199 f. 
- internationales Verfahrens-

recht 199 ff. 
- letzter der Ehegatten 227 ff. 
- mehrfacher 202, 496, 532 
- und Wohnsitz s. dort 
gleichgeschlechtliche Ehe 44 ,101 , 

120 ff., 129, 535 
- s. auch bei Ehe 
- kollisionsrechtliche Behand-

lung 124 ff. 
- ordre public 127 
Grundfreiheiten 410 ff., 417 
- Dienstleistungsfreiheit s. dort 
Grundrechtscharta s. Grundrechts-

schutz 
Grundrechtsschutz 
- gemeinschaftsrechtlicher 385 ff., 

390 ff. 
- Grundrechtscharta 392, 397 
- Menschenrechte 391 f. 
- Solange II s. dort 

Haager Kinderschutzübereinkommen 
vom 19. Oktober 1996 12 

- Anerkennung 12 
- Verbundszuständigkeit 12 

- Vollstreckung 12 
Haager Kindesentfiihrungsüberein-

kommen vom 25. Oktober 
1980 14 

Haager Minderjährigenschutzüber-
einkommen vom 5. Oktober 
1961 11 f. 

- Anerkennung 11 
- Eheverfahren 11 
- Entscheidungszuständigkeit 11 
- Verbundszuständigkeit 11 
Haager Übereinkommen Uber die An-

erkennung von Ehescheidungen 
und Ehetrennungen vom 1. Juni 
1970 9 f., 20, 139, 153, 220, 227, 
243, 244, 245 

- Anerkennung 9, 16 
- Aufhebung der Ehe 153 
- Feststellungsverfahren 153 
- Rechtshängigkeit 10 
Heidelberger Entwurf 18 ff. 
- sachlicher Anwendungsbereich 19 
Heimatzuständigkeit 183, 205 ff., 

248 ff., 362, 369, 373 ff., 379 ff., 
517 

- Diskriminierungsverbot s. dort 
- Mehrstaater s. dort 
Herstellungsklage s. Ehesachen 
hinkendes Statusverhältnis 3, 16, 59, 

368, 508 

Identität, kulturelle s. dort 
Inländergleichbehandlung s. Diskri-

minierungsverbot; Gerichtsstände 
(exorbitante) 

internationales Privatrecht 8 
- Aufenthalt (gewöhnlicher) s. dort 
- Flüchtlinge s. dort 
- Diskriminierungsverbot s. dort 
- Staatenlose s. dort 
- Wohnsitz s. dort 
internationale Zuständigkeit s. auch 

Haager Übereinkommen, Zuständig-
keit 

- alternative Anknüpfung 183,325, 
369, 496 

- Anknüpfung 
- Aufenthalt s. dort 
- objektive 209 f., 234 
- Staatsangehörigkeit s. dort 
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- und anwendbares Recht 107,200, 
261 ff., 372, 380, 441 ff., 445 ff., 
453, 455, 456, 458, 485, 529, 536 

- Aufenthalt s. dort 
- ausschließliche 208 ,217 
- Flüchtlinge s. dort 
- Gegenantrag s. dort 
- Heimatzuständigkeit s. dort 
- prozessuale Behandlung 317 ff. 

-Rechtsmittelinstanz 318 
- Staatenlose s. dort 
- Staatsangehörigkeit s. dort 
- Umwandlungszuständigkeit s. dort 
- Wohnsitz s. dort 
- Zeitpunkt, maßgeblicher s. dort 
Irland 17, 24, 27 f., 46 ff., 511 

Kollisionsrecht 17 ,117 ,118 ,119 , 
122, 123, 124 ff., 153, 200, 262, 
326, 360, 364, 365, 368, 384, 441, 
443, 444, 445, 446, 448, 449, 450, 
454, 476, 485, 520, 524, 536 

Kompetenzkonflikt 
- negativer 325, 344 
- positiver 3, 326, 344 
kulturelle Identität 449 ff. 

Lebensgemeinschaft 
- gleichgeschlechtliche 108,129,535 
- nichteheliche 101, 102 ff. 
- nichtregistrierte 103, 129 
- registrierte 104 ff., 122, 129, 535 
Lebenspartnerschaft s. Lebensge-

meinschaft 
lex causae s. Auslegung 
lex fori s. Auslegung 

Maßnahmen, einstweilige s. dort 
Mehrehe s. Polygame Ehe 
Mehrstaater 362, 465, 466 ff. 
- Aufenthalt, gewöhnlicher s. dort 
- autonomes deutsches Recht s. dort 
- domicile 495 
- und Drittstaaten 472 ,490 ,491 
- Ehe(eV)GVVO 472, 473 ff., 

478 ff., 483 ff., 531 
- domicile 255, 495 
- forum actoris 480 
- Heimatgerichtsstand 481 
- identische Doppelstaater 494 

- Restzuständigkeiten 472 ,482 
- Staatsverträge 477 
- Ursachen 467 ff. 

nichteheliche Lebensgemeinschaft 
- s. Lebensgemeinschaft 
nichtregistrierte Lebensgemeinschaft 
- s. Lebensgemeinschaft 
Notzuständigkeit, örtliche s. Zustän-

digkeit 

örtliche Zuständigkeit s. 
Zuständigkeit 

ordre public 8 
- s. auch gleichgeschlechtliche Ehe, 

polygame Ehe 

Parallelverfahren s. Rechtshängigkeit 
perpetuatio fori 213 ,320 
Polygame Ehe 114 ff., 128 f. 
- s. auch bei Ehe 
- Anerkennung 118 
- Doppelehe, Verbot der 116 
- ordre public 118 
- Qualifikation 117 
Privatscheidung s. Ehesachen 

Qualifikation 
- s. polygame Ehe 

Rechtshängigkeit 2 f., 16, 202, 
326 ff., 485, 524 

- abhängige Verfahren 265, 330 
- Anerkennungsprognose 345 
- Anwendungsbereich (persönli-

cher) s. dort 
- Aussetzung 350 ff. 

- Dauer 353 ff. 
- doppelte 173 
- Drittstaat 346 ff. 
- echte 333 
- einstweilige Maßnahmen 336 
- elterliche Verantwortung 334 
- Feststellungsklagen 336 
- Identität des Streitgegenstandes 

- EheGVVO 329 ff. 
- EheeVGVVO 335 ff. 

- prior temporis 3 2 8 , 3 3 8 , 3 5 0 
- Rechtsfolgen 349 ff. 
- und Rechtskraft 361 
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- Scheidungsfolgeentscheidun-
gen 336 

- unechte 333 
- Versöhnungsverfahren 337 
- Zeitpunkt 338 ff., 341 ff. 
registrierte Lebensgemein-

schaft s. Lebensgemeinschaft 
règlement double 9, 508 
Restzuständigkeiten 268 ff., 283 ff., 

407, 521 
- Außenkompetenz s. dort 
- Eilmaßnahmen s. dort 
- und Mehrstaater s. dort 
Rügelose Einlassung s. Einlassung 

Scheidung s. Ehescheidung 
Scheidungsfolgeentscheidun-

gen s. Folgeentscheidungen 
schlichter Aufenthalt s. Aufenthalt 
Solange II 385 ff., 398, 526 
Sorgerechtsverfahren s. EheGVVO 
Staatenlose 465, 497 ff. 
- Antrittszuständigkeit 500 
- und domicile 255, 256 
- Ehe(eV)GVVO 501 ff. 
- und internationales Privatrecht 498 
- und internationales Zivilverfahrens-

recht 499 f. 
Staatsangehörigkeit 183, 205 ff., 

362 ff. 
- Antrittszuständigkeit s. autonomes 

deutsches Recht; Antrittszuständig-
keit 

- und Aufenthalt s. dort 
- und autonomes Recht s. dort 
- beider Ehegatten 249 ff., 369, 373, 

377, 380, 406, 409, 423 ff., 432, 
440 ff., 456, 458, 464, 517 

- Diskriminierungsverbot 207, 247, 
362, 369, 423 ff., 440 ff., 458, 464 
- s. auch dort 

- und domicile s. dort 
- doppelte, mehrfache s. Mehrstaater 
- effektive 4 7 6 , 4 7 7 , 4 7 9 , 4 8 0 , 4 8 1 , 

485 
- Flüchtlinge s. dort 
- ineffektive 4 7 6 , 4 7 7 , 4 8 3 , 4 8 6 , 4 8 7 , 

488, 506, 531 
- internationales Privatrecht 364 ff. 
- Mehrstaater s. dort 

- Staatenlose s. dort 
- und Wohnsitz s. dort 
- Zuständigkeit 367 ff. 
Subsidiaritätsgrundsatz s. Gemein-

schaftskompetenz 

tentative de conciliation s. Versöh-
nungsversuch 

Trennungsverfahren s. auch Ehesa-
chen, Umwandlungszuständigkeit 

- Trennung von Tisch und Bett 93, 
263 

Umwandlungszuständigkeit 258 ff., 
520 

- und internationales 
Privatrecht 262 f. 

- örtliche Zuständigkeit 259 
Ungültigerklärung s. Ehesachen 
Unterhalt s. auch einstweilige Maß-

nahmen; Folgeentscheidungen 

Verbundszuständigkeit s. Haager 
Minderjährigenschutzübereinkom-
men, Haager Kinderschutzüberein-
kommen 

Vereinigtes Königreich 27 f., 46 ff., 
511 

Verfahren 
- gerichtliche 93, 97 
Vergemeinschaftung 31 ff. 
- Handlungsformen 33 
- Kompetenzgrundlage, s. Gemein-

schaftskompetenz 
- Rechtsanwendung 34 ff. 

- Auslegung s. dort 
- In-Kraft-Treten 35 f. 

- Rechtssetzungsverfahren 32 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz s. 

Gemeinschaftskompetenz 
Versöhnungsverfahren s. Rechtshän-

gigkeit 
Versöhnungsversuch 2, 337 
Vollstreckung 508 
- s. auch Anwendungsbereich (persön-

licher), Außenkompetenz 
Vorabentscheidungsverfahren 37 ff., 

389 
- abstraktes 39 
- konkretes 38 
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Wohnsi tz 185, 188 ff., 198, 321, 421, 
515 

- und domicile s. dort 
- EuGVÜ/EuGVVO 185,188 
- und gewöhnlicher 

Aufenthalt 186 ff. 
- internationales Privatrecht 364 
- internationale Zuständigkeit 367 

Zeitpunkt s. auch perpetuatio fori 
- Rechtshängigkeit 218 
- Rechtsmittelinstanz 318 
- Zuständigkeitsvoraussetzun-

gen 211 ff., 227 
Zuständigkeit s. auch Entscheidungs-

zuständigkeit, internationale Zustän-
digkeit 

- Aufenthalt s. dort 

- domicile s. dort 
- exorbitante 1 6 , 8 2 , 2 6 9 , 2 7 2 , 2 8 8 , 

292, 462, 508 
- Gegenantrag s. dort 
- Notzuständigkeit 182 
- örtliche 181 f., 209, 226, 227, 229, 

259, 264 
- prozessuale Behandlung 317 ff. 

-Rechtsmittelinstanz 318 
- Staatsangehörigkeit s. dort 
- Umwandlungszuständigkeit s. dort 
- Zeitpunkt, maßgeblicher s. dort 
Zuständigkeitsvereinbarung 
- im autonomen Recht 209 
- in der EheeVGVVO 209 f., 237 
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